Ausflug ins Grüne!

Am 16. Juli 2009 werden wir, Studierende und SchülerInnen das Büro der Hamburger Grünen in einer symbolischen Aktion des zivilen Ungehorsams besetzen und blockieren. Damit werden wir ein deutliches Signal gegen die derzeitigen Umstrukturierungsprozesse an der Universität setzen, die beschönigend als „Reformen“ betitelt auf Entdemokratisierung, extrem steigenden Druck und und die Zurichtung der Universität nach den Interessen der Wirtschaft hinauslaufen.

Seit Mittwoch ist die Präsidentin der Universität Hamburg endlich zurückgetreten, und damit eine Forderung des Bildungsstreiks umgesetzt worden.  Monika Auweter-Kurz stand nicht nur für einen autoritären Führungsstil, mit dem sich sich an der ganzen Universität unbeliebt gemacht hat - sie war auch die Protagonistin eines neoliberalen Konzeptes von Hochschulbildung, wie es seit Jahren auch vom Hamburger Senat vertreten wird. Die Grünen haben in der Regierung diesem Kurs in den letzten beiden Jahren nichts entgegengesetzt, sondern ihn sogar mitgetragen. Wir wollen die Zentrale der Grünen besetzen, weil sie ihre wahlversprechen gebrochen haben. – Zudem ist jetzt der richtige Zeitpunkt,  öffentlichen Druck auf GAL und CDU ausüben können. Statt Lippenbekenntnissen fordern wir hiermit Taten ein.. 




Entdemokratisierung

Kern des neoliberalen Umbaus der Hochschulen ist ein Verständnis der Universität als ein Dienstleistungsunternehmen. Eingebettet in internationale Abkommen wie dem GATS werden Bildungseinrichtungen derzeit weltweit marktförmig ausgerichtet. Genau so undemokratisch wie in Dienstleistungsunternehmen geht es zunehmend auch an der Universität zu: Noch unter dem alten Senat wurden Mitbestimmungsmöglichkeiten von Studierenden und Beschäftigten massiv geschmälert, wesentliche Entscheidungskompetenzen in die Hände der Dekane und der Präsidentin gelegt. Exemplarisch für die Entdemokratisierung der Universität steht die Macht des Hochschulrates, eines völlig undemokratischen Gremiums, das sich neben ProfessorInnen v.A. aus Vertretern der Wirtschaft zusammensetzt und über zentrale Weichenstellungen für die  Universität wie die Wahl (und Abwahl) der Präsidentin entscheiden kann. Die derzeit unter dem schwarz-grünen Senat geplante Novellierung des Hochschulgesetzes droht, auf eine weitere Zuspitzung dieser Entwicklungen hinauszulaufen. Nach dem aktuelle Entwurf eines "Hochschulförderungsgesetzes" sollen die Dekane künftig nicht mehr von den Fakutätsräten gewählt, sondern direkt durch die Präsidentin ernannt werden. 

Wir fordern die Abschaffung des Hochschulrates und die Einführung von viertelparitätischer Mitbestimmung (je 25% Stimmrecht für Stdierende, ProfessorInnen, wissenschaftliche Mitarbeiter und technisches Verwaltungspersonal)auf allen Ebenen!

Bologna/BA/MA

Seit 2005 sind an der Uni Hamburg die meisten Studiengänge auf Bachelor/Master umgestellt worden. Damit folgte Hamburg einem (nicht bindenden) Beschluss europäischer BildungsministerInnen in der sogenannte Bologna-Erklärung, europaweit ein System von zweigliedrigen konsekutiven Studiengängen sowie ein System zur einheitlichen Bemessung von Bildung in Form von Credit Points einzuführen. In der Praxis bedeutet dieses System eine enorme Verschärfung des Leistungsdrucks, immensen Klausurenstress, insbesondere am Ende des Semesters, kaum noch Möglichkeiten, eigene Schwerpunkte im Studium zu setzen und mehrere Fächer gleichzeitig zu studieren. Ausgebrannte Studierende, die kaum noch Freizeit  haben, werden zunehmend zur Normalität. Wir fordern eine radikale Neuausrichtung des Bologna-Prozesses an den Erfordernissen einer demokratischen Gesellschaft, die sich am Menschen orientiert, und grundlegende Veränderungen der Studiengänge. Solange es noch BA/MA-Studiengänge gibt, mmuß der Master als Regelabschluß werden .

Die aufgezwungene Praxis- und Marktorientierung des Bachelor und die daraus folgende Verschulung in den, steht dem Prinzip der kritischen Wissenschaft gegenüber und hat aufgehoben zu werden. 

Bildungsgebühren

Entgegen ihrem Wahlversprechen haben die Grünen Studiengebühren nicht abgeschafft. Die Reduzierung von 500 auf 375 Euro wurde damit wettgemacht, dass Befreiungsmöglichkeiten abgeschafft wurden und z.B. jetzt auch Studierende mit Kind bezahlen müssen. Studiengebühren bedeuten eine schwere Hürde für alle Studierende ohne reiche Eltern. Bei einem Studium, dass wegen des Arbeitsaufwandes für Nebentätigkeiten eigentlich keinen Platz bietet, sind viele von uns dazu gezwungen, arbeiten zu gehen um die Studiengebühren zu bezahlen. Andere schrecken wegen der Gebühren davor zurück, sich überhaupt an einer Hochschule einzuschreiben. 97% der Studierenden  haben der Uni Hamburg in einer im Mai erfolgten Urabstimmung bekundet, dass sie Studiengebühren ablehnen. Wir fordern endlich die Abschaffung sämtlicher Studiengebühren!

Was tut die GAL?

Studiengebühren, Hopo Themen nicht besetzt, vier Punkte vorgestellt – hier auseinandernehmen.

Grüne tragen zur gesellschaftlichen Akzeptanz massiv bei. Durch Nachlagerung

Treffpunkt für die Besetzung ist am Donnerstag, 16.07. um 12: Uhr vor dem Audimax, der Universität Hamburg.

